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(Nr. 13516.) Geſetz zur Anderung des Gerichtsgemeinſchaftsvertrags mit Lippe und zur Regelung der 
Lippſtädter Rente. Vom 17. Juli 1930. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


165 
Der nachſtehend abgedruckte Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Lippe vom 1.11. März 
1930 zur Abänderung des Gerichtsgemeinſchaftsvertrags vom 4. Januar 1879 (öGeſetzſamml., 
S. 219) und zur Regelung der Lippſtädter Rente wird genehmigt. 


8 2. f 
Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Vevkündung folgenden Tage in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 17. Juli 1930. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſtertum 
4 Zugleich für den Juſtizminiſter: 
Braun. f Höpker Aſchoff. 


Staatsvertrag zwiſchen Preußen un Lippe zur Abänderung des Gerichtsgemeinſchaftsvertrags vom 
4. Januar 1879 und zur Regelung der Lippſtädter Rente. 
a Zwiſchen Preußen und Lippe wird vorbehaltlich der ee e erferderlchen Ge⸗ 
nehmigung folgender Vertrag geſchloſſen: 
Sl Kan \ 

Die Arbitel 5 und 6 des Gerichtsgemeinſchaftsvertrags vom 4. Januar 1879 er folgen 

Faſſung: 
Artikel 5. 


Die Gerichtskoſten, Verwaltungsgebühren und Stempel werden in den aus Lippe erwachſen⸗ 
den Sachen nach lippiſchem Recht berechnet, ſoweit nicht die Reichsgeſetzgebung Anwendung findet. 

Die Einziehung der Geldſtrafen, Gerichtskoſten, Verwaltungsgebühren und Stempel erfolgt 
in ſolchen Sachen für Rechnung Lippes. Ihm gebühren auch die Einnahmen aus einer Einziehung 
oder Verfallerklärung. 

Soweit jedoch derartige Einnahmen bei dem Kammergericht erwachſen, werden ie für 
preußiſche Rechnung eingezogen. Lippe gewährt zu dieſem Zwecke den Be Behörden. dieſelbe 
Rechtshilfe wie den Behörden des eigenen Landes. 


Artikel 6. 
Die Ausgaben des Oberlandesgerichts in Celle ſind nach näherer erg der Regie⸗ 
rungen für jedes Rechnungsjahr unter Ausſcheidung der Ausgaben für größere Bauten und Haupt⸗ 
inſtandſetzungen und unter Ausſcheidung der Ausgaben für ſolche Tätigkeitsgebiete feſtzuſtellen, bei 
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denen Lippe nicht beteiligt iſt. Zur Vereinfachung der Feſtſtellung können auch Schätzungen einzelner 
Ausgabegruppen vorgeſehen oder Pauſchbeträge vereinbart werden. 

Von den ſo ermittelten gemeinſchaftlichen Ausgaben erſtattet Lippe an Preußen den Teil, 
der dem Verhältnis der aus Lippe erwachſenen Berufungen und Reviſionen zur Geſamtzahl der 
beim Oberlandesgericht anhängig gewordenen Berufungen und Reviſionen entſpricht. Maßgebend 
iſt das Verhältnis in dem Kalenderjahre, das in dem Haushaltsjahr endet. Der von Lippe zu er⸗ 
ſtattende Teil wird jährlich um den Betrag von 27 000 AM gekürzt. 


§ 2. 

Die Erhebung der Einnahmen für Rechnung Lippes (Art. 5 Abſ. 2 des Gerichtsgemein⸗ 
ſchaftsvertrags) erfolgt in allen Sachen, die nach dem 31. März 1930 beim Oberlandesgericht 
anhängig werden. In den bis zum 31. März 1930 anhängig werdenden Sachen werden die Ein⸗ 
nahmen noch für Rechnung Preußens erhoben. ’ 

Die Vorſchriften des Artikels 6 des Gerichtsgemeinſchaftsvertrags finden erſtmalig für das 

Rechnungsjahr 1930 Anwendung. 
§ 3. 

Damit find alle Anſprüche Lippes aus Artikel 3 Abſ. 1 des Staatsvertrags vom 17. Mai 
1850 für die Zeit nach dem 31. März 1930 erledigt. : 

Zur Abgeltung aller gegenfeitigen Anſprüche aus den Verträgen vom 17. Mai 1850 und 
4. Januar 1879 für die Zeit vor dem 1. April 1930 zahlt Preußen an Lippe einen Betrag von 
45 000 RM. 

Wenn das Gerichtsgemeinſchaftsverhältnis aus anderen Gründen als infolge einer Kün⸗ 
digung Lippes endet, tritt mit dieſem Zeitpunkte die Beſtimmung im erſten Abſatz außer Kraft. 


Berlin, den 1. März 1930. N Detmold, den 11. März 1930. 


15 Namens des Preußiſchen Staatsminiſteriums: Lippeſches Landespräſidium: 
| Der Juſtizminiſter. Der Finanzminiſter. (Siegel) Drake. Geiſe. 
(Siegel) Schmidt. (Siegel) Höpker Aſchoff. Theopold. 


ö . (Nr. 13517.) Geſetz über das Schulgeld an den öffentlichen höheren Schulen (Schuldgeldgeſetzö. Vom 


= 4 a si 18. Juli 1930. 
“a (0 0 5 Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
1 A * st 


1 


Zuläſſigkeit der Schulgelderhebung. 
Für den Beſuch der öffentlichen höheren Schulen muß ein Schulgeld erhoben werden. 


§ 2. 
Höhe des Schulgeldes. 

() Das Schulgeld darf den dritten Teil der Koſten nicht überſteigen, die ein Schüler einer 
öffentlichen höheren Schule jeweils durchſchnittlich verurſacht. 

2 Als durchſchnittlicher Koſtenſatz (Abſ. 1) gilt der Betrag, den der Minifter für Wiſſen⸗ 
ſchaft, Kunſt und Volksbildung im Einvernehmen mit dem Miniſter des Innern und dem Finanz⸗ 
miniſter alljährlich feſtſetzt. 

(3) Der durchſchnittliche Koſtenſatz (Abſ. 2) iſt in der Weiſe feſtzuſtellen, daß die geſamten 
perſönlichen und ſächlichen Aufwendungen einer öffentlich-höheren Schule durchſchnittlicher Größe 
nach Erfahrungsſätzen errechnet und durch eine durchſchnittliche Beſuchszahl der Schule 
geteilt werden. i 


* 
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§ 3. 
Geſchwiſterermäßigungen. 

1 () Das Schulgeld darf für ein zweites Kind des gleichen Erziehungsberechtigten drei Viertel, 
für ein drittes Kind die Hälfte des vegelmäßigen Schulgeldſatzes nicht überſteigen, für das vierte 
Kind und weitere Kinder darf ein Schulgeld nicht erhoben werden, ſofern die wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe des Erziehungsberechtigten dies rechtfertigen und nicht mangelnde Begabung des Kindes 
eine Ausbildung auf anderen als höheren Schulen angezeigt erſcheinen läßt; dabei werden nur 
ſolche Kinder gezählt, die eine öffentliche oder private mittlere, höhere, Fach- oder Hochſchule 
beſuchen. 

(2) Die Geſchwiſterermäßigungen dürfen nur auf Antrag der Erziehungsberechtigten ge- 
währt werden. 

§ 4. 
Begabtenförderung. 

(1) Von dem tatſächlichen Schulgeldaufkommen iſt mindeſtens ein Viertel zur Förderung 
begabter minderbemittelter Schüler bereitzuſtellen. Der für Geſchwiſterermäßigungen (8 3) be⸗ 
nötigte Geſamtbetrag darf in dieſes Viertel eingerechnet werden. 

(2) Aus dieſem Betrage (Abſ. 1) können Schulgeldermäßigungen und Schulgeldbefreiung, 
ferner Erziehungsbeihilfen im Sinne des Artikels 146 Abſ. 3 der Reichsverfaſſung und ähnliche 
Unterſtützungen gewährt und Lernmittel leihweiſe zur Verfügung geſtellt werden. 

(3) Etwaige Überſchüſſe verbleiben für die im Abſ. 2 angegebenen Zwecke. 

(4) Die Mittel find bei ſtaatlichen höheren Schulen ohne Scheidung zwiſchen einheimiſchen 
und auswärtigen Schülern zu vergeben. Bei ſtädtiſchen höheren Schulen ſind einheimiſche Schüler 
vorab zu berückſichtigen. e 

8 5. 
Zuſchläge. 

(1) Durch die Entrichtung des Schulgeldes find die geſamten Leiſtungen der Schule als 
ſolcher abgegolten. Zuläſſig bleibt die Erhebung einer Aufnahmegebühr, deren Höhe der 
Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde unterliegt. Weitere Zahlungen für beſondere Zwecke 
dürfen nur mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde gefordert werden. 

(2) Für auswärtige Schüler darf an den nichtſtaatlichen öffentlichen höheren Schulen ein 
Zuſchlag zum Schulgelde bis zur Höhe von einem Viertel des Grundbetrags erhoben werden. 
Dieſer Zuſchlag darf nicht erhoben werden, ſoweit von einer Gemeinde oder einem Gemeinde⸗ 
verbande, dem der auswärtige Schüler entstammt; der Schule ein laufender Unterhaltungszuſchuß 
gezahlt wird, der mindeſtens den fünften Teil des durchſchnittlichen Koſtenſatzes (§ 2) beträgt. 

(3) Die Regelung der Gaſtſchulbeiträge bleibt einem beſonderen Geſetze vorbehalten. 


§ 6. 
Schulgeldſtaffelung. 
(1) Die Erhebung von nach den wirtſchaftlichen und Familienverhältniſſen der Erziehungs⸗ 
berechtigten geſtaffelten Schulgeldſätzen bedarf der Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde. 
(2) Die Genehmigung iſt zu erteilen, wenn die feſtgeſetzten Schulgeldſätze im Durchſchnitt 
den Höchſtſatz (§ 2 Abſ. 1) nicht überſteigen. 


§ 7. 
Schulwechſel. 

(1) Bei Übergang eines reichsangehörigen Schülers von einer öffentlichen höheren Schule 
auf eine andere darf an der neuen Schule Schulgeld für die Zeit nicht erhoben werden, für die 
es an der alten Schule zu entrichten war. 

(2) Abſ. 1 gilt bei abe e Schülern dann nicht, wenn die Gegenſeitigkeit nicht 


verbürgt iſt. 


Dr.Gr unau, fol ten st 
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§ 8. 
Ausländer. f 

(1) Für die Schüler, die die Reichsangehörigkeit nicht beſitzen, darf ein Zuſchlag zum 
Schulgelde mit Genehmigung der e dann erhoben werden, wenn nr Gegen⸗ 
ſeitigkeit nicht verbürgt iſt. 

(2) Ausländer haben auf die Gewährung der Geſchwiſterermäßigung 6 3) einen Anſpruch 
nur dann, wenn deutſche Schüler in dem betreffenden Staate den einheimiſchen vollkommen gleich- 
geſtellt find. Dieſe Beſtimmung bezieht ſich nicht auf Auslandsdeutſche. 


8595 
Kommunalabgabengeſetz. 

(5) 8 4 Abſ. 4 Satz 2 und § 8 Abſ. 2 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 
(Geſetzſamml. S. 152) werden aufgehoben, ſoweit ſie ſich auf höhere Schulen beziehen. 

(2) Die Befugniſſe der Aufſichtsbehörde aus § 78 Abſ. 1 und 4 des genannten Geſetzes 
übt für das Schulgeld die Schulaufſichtsbehörde mit der Maßgabe aus, daß die Anordnung auch 
zuläſſig iſt bei Verſtößen gegen dieſes Geſetz und daß durch Anordnung die Verpflichtung zur 
Zahlung des Schulgeldes einſtweilen aufgehoben wird. 


(3) Im übrigen bleiben die Beſtimmungen des Kommunalabgabengeſetzes unberührt. 


8 10. 
Schluß vorſchriften. 

(1) Das Geſetz tritt am 1. Juli 1930 in Kraft. 

(2) Die Feſtſetzung eines Schulgeldes an nichtſtaatlichen öffentlichen höheren Schulen 
nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes kann mit Wirkung vom 1. Juli 1930 auch dann geſchehen, 
wenn die Beſchlüſſe des Unterhaltsträgers erſt nach dem 1. Juli 1930, jedoch ſpäteſtens am 31. Juli 
1930 gefaßt und veröffentlicht worden find. § 7 Satz 1 des Kommunalabgabengeſetzes vom 
14. Juli 1893 (Geſetzſamml. S. 152) in der Faſſung des Geſetzes vom 26. Auguſt 1921 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 495) gilt inſoweit nicht. 

(3) Mit der Ausführung des Geſetzes werden die Miniſter für wuſſenſhu, Kunst und 
Volksbildung, des Innern und der . beauftragt. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die ver⸗ 
. Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. f 0 


Berlin, den 18. Juli 1930. 
(Siegel.) Das Preußſſche Stantsminifteehum, 


Zugleich 1 den Miniſter für Wiſſenſchaft, 
Kunſt und Volksbildung: 


ä Braun. a Dale: Aſchoff. Waentig. 
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